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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 25. 


(Nr. 2467.) Vertrag mit dem Großherzogthum Luxemburg wegen Auslieferung flüchtiger 
Verbrecher. Vom 11. März 1844. 


Nachdem Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine Majeſtaͤt der 
Koͤnig der Niederlande, Großherzog von Luxemburg, zur Handhabung einer 
prompten Rechtspflege für zweckmäßig erachtet haben, eine Uebereinkunft wegen 
gegenſeitiger Auslieferung fluͤchtiger Verbrecher abzuſchließen, fo haben Aller⸗ 
hoͤchſtdieſelben zu dem Behufe zu Bevollmächtigten ernannt: 
Se. Majeſtaͤt der König von Preußen 
Allerhoͤchſt Ihren Kammerherrn, außerordentlichen Geſandten und ber 
vollmaͤchtigten Miniſter am Koͤniglich Niederlaͤndiſchen Hofe, Hans 
Carl Albrecht Grafen von Koenigsmarck, Ritter des Rothen 
Adlerordens 2ter Klaſſe mit Eichenlaub und des St. Johanniter⸗ 
Ordens, des Großherrlich Tuͤrkiſchen Niſcham-Iftichar Iſter Klaſſe 
und der großen Dekoration mit dem Bildniſſe des Großherrn ꝛc., 
und 
Se. Majeſtaͤt der Koͤnig der Niederlande, Großherzog von Luxemburg 
Allerhoͤchſt Ihren Kammerherrn und interimiſtiſchen Staatskanzler fuͤr 
das Großherzogthum Luxemburg, Friedrich Georg Prosper Frei⸗ 
herrn von Blochauſen, Ritter von dem Stern des Großherzoglich 
Luxemburgiſchen Ordens der Eichenkrone, des Koͤniglich Niederlaͤndi⸗ 
ſchen Loͤbenordens und des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adlerordens 
2ter Klaſſe mit dem Stern ꝛc., 
welche Bevollmaͤchtigte, nach vorheriger Mittheilung Ihrer gegenſeitigen Voll⸗ 
machten, uͤber folgende Artikel uͤbereingekommen ſind: 
Artikel 1. ü 
Die Koͤniglich Preußiſche und die Koͤniglich Großherzoglich Luxemburgi— 
ſche Regierung, abgeſehen von den Verbindlichkeiten, welche die Bundestags⸗ 
Jahrgang 1844. (Nr. 2467.) 37 Pe: 


(Ausgegeben zu Berlin den 20. Juli 1844.) 


a 


Beſchluͤſſe vom 5. Juli 1832. Art. 1. und vom 18. Auguſt 1836. Art. 2., die 
Kartellkonvention vom 10. Februar 1831. und das Zollkartell vom 11. Mai 
1833. auferlegen, verpflichten ſich außerdem durch gegenwaͤrtige Uebereinkunft, 
ſich, mit Ausnahme ihrer Nationalen, die von Preußen nach Luxemburg und 
von Luxemburg nach Preußen fluͤchtig gewordenen, durch die kompetenten Ge⸗ 
richtshoͤfe wegen der nachbenannten Verbrechen zur Unterſuchung gezogenen oder 
verurtheilten Individuen gegenſeitig auszuliefern, naͤmlich wegen: 
1) Meuchelmord, Giftmiſcherei, Vatermord, Kindermord, Todtſchlag, 
Nothzucht; 

2) Brandſtiftung; 

3) Schriftverfaͤlſchung, mit Inbegriff der Nachmachung von Kaſſen⸗ 
Anweiſungen, Bankbillets und oͤffentlichen Papieren; 

4) Falſchmuͤnzerei; 

5) Falſchen Zeugniſſes; 

6) Diebſtahl, Prellerei, Erpreſſung, Unterſchlagung Seitens oͤffentlicher 

Kaſſenbeamten; 

7) Betruͤglichen Bankerott. 

Artikel 2. 

Wenn das reklamirte Individuum in dem Lande, wohin es ſich ge— 
fluͤchtet, bereits wegen eines daſelbſt begangenen Verbrechens oder Vergehens 
verfolgt oder gefangen gehalten wird, fo kann deſſen Auslieferung, bis zur voll- 
endeten Abbuͤßung ſeiner Strafe, ausgeſetzt werden. 

Artikel 3. 

Die Auslieferung wird, in ſofern nicht Gefahr im Verzuge iſt, auf 
diplomatiſchem Wege, ſonſt aber durch unmittelbaren Schriftenwechſel zwiſchen 
den beiderſeitigen betreffenden Gerichten nachgeſucht, und nur gegen Vorzeigung 
eines kondemnatoriſchen oder die Verſetzung in den Anklageſtand feſtſtellenden 
Urtheils, bewilligt, welches im Original oder in beglaubigter Abſchrift durch die 
kompetenten Gerichtshoͤfe, in den durch die Geſetzgebung der die Auslieferung 
begehrenden Regierung vorgeſchriebenen Formen auszufertigen iſt. 

. Artikel 4. 

Wegen der im Art. 1. bezeichneten Handlungen kann der Fremde in 
beiden Ländern vorläufig gegen Vorzeigung eines Verhaftsbefehls, welchen die 
kompetente Behoͤrde des reklamirenden Staats in den durch deſſen Geſetze vor— 
geſchriebenen Formen erlaſſen hat, verhaftet werden. 

Dieſe Verhaftung wird nach den durch die Geſetzgebung der requirirten 
Regierung beſtimmten Formen und Vorſchriften erfolgen. 

Der vorläufig verhaftete Fremde wird in Freiheit geſetzt, wenn ihm nicht 
binnen vier Monaten, in den durch die Geſetze der requirirenden Regierung vor⸗ 

ge⸗ 
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geſchriebenen Formen, das die Verſetzung in den Anklagezuſtand feſtſtellende 
oder das kondemnatoriſche Urtheil bekannt gemacht wird. 
Artikel 5. 

Die Auslieferung kann nicht ſtattfinden, wenn ſeit den angeſchuldigten 
Thatſachen, ſeit dem Prozeß verfahren oder der Verurtheilung, die Klage oder 
die Strafe nach den Geſetzen des Landes, worin der Fremde ſich befindet, ver⸗ 
jaͤhrt iſt. b 

Artikel 6. 


Die durch die Arretirung und Haft der auszuliefernden Individuen, ſo 
wie durch den Transport derſelben bis zur Grenze, erwachſenden Koften, wer: 
den gegenſeitig nach den in beiden Laͤndern beſtehenden geſetzlichen Verordnungen 
und Tarifen erſtattet. 

Artikel 7. 

Die Beſtimmungen der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft finden nur auf 
ſolche Individuen Anwendung, welche ſich ein der im Art. 1. verzeichneten Ver⸗ 
brechen haben zu Schulden kommen laſſen. 

Artikel 8. 

Die gegenwaͤrtige Uebereinkunft wird erſt zehn Tage nach ihrer, in Ge⸗ 
maͤßheit der durch die Geſetzgebung beider Laͤnder vorgeſchriebenen Formen, er⸗ 
folgten Publikation zur Ausfuͤhrung gebracht. 

Artikel 9. 

Die gegenwärtige Uebereinkunft bleibt auch nach erfolgter Aufkuͤndigung 
derſelben von einer der beiden kontrahirenden Regierungen, noch ſechs Monate 
lang in Kraft. 

Sie wird ratifizirt, und die Ratifikationen werden binnen drei Monaten, 
oder wo moͤglich fruͤher, ausgewechſelt werden. 

Zur Urkund deſſen haben die oben genannten Bevollmaͤchtigten ſolche 
unterſchrieben und derſelben ihre Wappen beigedruckt. 

Geeſchehen im Haag, den 11. März Eintauſend Achthundert Vierund— 
vierzig. 


Koenigsmarck. de Blochauſen. 
(L. S.) (L. S.) 


— 


(Nr. 2467.) 37 Dekla⸗ 


Deklaration. 


Da die hohen kontrahirenden Theile fuͤr angemeſſen erachtet haben, Spezial⸗ 
Deklarationen in Betreff einiger Beſtimmungen auszuwechſeln, welche in die 
Uebereinkunft nicht aufgenommen worden ſind, die aber dieſelbe Wirkung haben 
ſollen, als wenn ſie einen integrirenden Beſtandtheil derſelben ausmachen, ſo 
ſind die Unterzeichneten uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen: 

1) Was den Ausdruck Nothzucht betrifft — sub Nr. 1. des ıften Art. — 
ſo ſoll jeder gewaltſame Angriff auf die Schamhaftigkeit gegen Perſonen des 
einen oder des andern Geſchlechts, als Verbrechen der Nothzucht angeſehen wer: 
den, und als ſolches vorkommenden Falls die Auslieferung veranlaſſen. 

2) Fuͤr den Fall, daß der reklamirte Verbrecher keines der beiden kon— 
trahirenden Staaten Unterthan iſt, bleibt es einer jeden der beiden hohen Re: 
gierungen, ſowohl der Preußiſchen als der Luxemburgiſchen uͤberlaſſen, von dem 
Staate, dem der Verbrecher angehoͤrt, die Zuſtimmung zu deſſen Auslieferung 
an die reklamirende Regierung nachzuſuchen; eine Verpflichtung zur Ausliefe⸗ 
rung wird alsdann nur begründet, ſobald dieſe Zuſtimmung, in ſoweit fie nach⸗ 
geſucht war, ertheilt worden iſt. 

Um jeder Ungewißheit vorzubeugen, zu welcher die Andeutung des im 
Art. 1. der Uebereinkunft gebrauchten Ausdrucks: „Nationalen“, Anlaß ges 
ben koͤnnte, wird erklaͤrt, daß von der Auslieferung jedes Individuum ausge- 
nommen iſt, welches, bevor es ſich in den Staat, den es zuletzt verlaſſen, begeben 
hat, ein Unterthan desjenigen Staats geweſen iſt, in welchen es auf ſeiner Flucht 
gekommen iſt, und deſſen fruͤhere Verhaͤltniſſe nicht nach den Geſetzen dieſes 
Staats aufgeloͤſt worden ſind. 

3) Obgleich in dem Art. 1. unter denjenigen Verbrechen, welche die Aus⸗ 
lieferung nach ſich ziehen ſollen, nicht der Nachmachung und Verfaͤlſchung 
aller Arten von Papiergeld Erwaͤhnung geſchieht, und eben ſo wenig von der 
boͤswilligen Entfernung des auf, aus dem Kurs zuruͤckgezogenen, Papiergelde 
aufgedruͤckten geſetzlichen Unguͤltigkeitszeichens, fo wie der in gewinnſuͤchtiger Ab— 
ſicht erfolgten wiſſentlichen Benutzung nachgemachten oder verfaͤlſchten Papier⸗ 
Geldes, ſo ſollen dennoch die dieſer Verbrechen ſchuldigen Individuen gegenſeitig 
ausgeliefert werden, indem, da die Nachmachung des Papiergeldes nach Preußi- 
ſchen Geſetzen ſowohl, als nach den Beſtimmungen Nr. 3. Art. 1. der Koͤniglich 
Großherzoglichen Verordnung vom 31. Dezember 1841. Nr. 2. B., ein Ver⸗ 
brechen der Falſchmuͤnzerei iſt, die bezeichneten Verbrechen reſp. unter die 
Beſtimmungen Nr. 3. und 4. des Art. 1. der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft be⸗ 
griffen werden. 

4) Wenn 
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4) Wenn ein reklamirtes Individuum Verbindlichkeiten gegen Privat⸗ 
Perſonen eingegangen iſt, an deren Erfuͤllung es durch ſeine Auslieferung ver⸗ 
hindert wird, fo ſoll daſſelbe dennoch ausgeliefert werden und bleibt dem dadurch 
beeinträchtigten Theile uͤberlaſſen, ſeine Rechte vor der kompetenten Behörde gel⸗ 
tend zu machen. ö 

5) Die im Art. 6. gebrauchten Ausdrücke „nach den in beiden Ländern 
beſtehenden geſetzlichen Verordnungen und Tarifen“ ſind ſo zu verſtehen, daß 
bei dem Erſatz der Koſten, welche die Auslieferung veranlaßt hat, diejenigen Ver⸗ 
ordnungen und Tarife zum Grunde gelegt werden ſollen, welche in dem Lande 
beſtehen, wohin der Verbrecher geflüchtet war. 

Def zu Urkund haben die Bevollmächtigten Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs 
von Preußen, und Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs der Niederlande, Großherzogs von 
Luxemburg, gegenwaͤrtige Deklaration unterzeichnet und ihre Wappen beigedruckt. 

Geſchehen im Haag, den 11. Maͤrz Eintauſend Achthundert Vierund⸗ 
vierzig. 

Koenigsmarck. de Blochauſen. 
U. 89 (L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag und die dazu gehoͤrige Deklaration ſind ratifizirt, und 
die Natifikations⸗Urkunden am 20. Juni d. J. im Haag ausgewechſelt worden. 


(Nr. 2467 — 2468.) (Nr, 2468.) 
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(Nr. 2468.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Mai 1844., wegen Verwandlung der Stem⸗ 
pelſtrafen in Freiheitsſtrafen. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 13. d. M. erklaͤre Ich Mich 
mit dem, wegen Verwandlung der Stempelſtrafen in Freiheitsſtrafen bisher 
beobachteten Verfahren dahin einverſtanden: i 
daß eine ſolche Verwandlung in den Faͤllen, wenn der Verpflichtete 
zur Zahlung der Geldbuße unvermoͤgend iſt, der Regel nach nicht ftatt- 
finden ſoll. 
Eine Ausnahme hiervon tritt jedoch ein, bei Stempelſtrafen gegen Verleger 
oder Vertheiler von Zeitungen oder Kalendern. Auch behaͤlt es bei den, in 
der Verordnung vom 16. Juni 1838. (Geſetzſammlung Seite 370.) SS. 25. 
bis 34. wegen der Karten-Stempelkontraventionen getroffenen Beſtimmungen, 
ſo wie in Anſehung der Beamten, die ſich bei ihrer Dienſtverwaltung einer 
Verletzung des Stempelgeſetzes ſchuldig machen, bei den hieruͤber beſtehenden 
allgemeinen Vorſchriften ſein Bewenden. 
Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 8 
Sansſouci, den 24. Mai 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


(Nr. 2469.) 
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(Nr. 2469.) Verordnung über mehrere Abänderungen und Ergänzungen des Reglements für 
die Feuerſozietät der landſchaftlich nicht aſſoziationsfähigen ländlichen 
Grundbeſitzer im Regierungsbezirke Königsberg mit Einſchluß des zum 
Mohrunger landſchaftlichen Departement gehörigen Theils des Marienwer⸗ 
derſchen Regierungsbezirks vom 30. Dezember 1837. D. d. den 15. Juni 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ıc. 

Nachdem in Folge des 5. 35. des Reglements fuͤr die Feuerſozietaͤt der 
landschaftlich nicht aſſoziationsfahigen laͤndlichen Grundbeſitzer im Regierungs⸗ 
Bezirk Koͤnigsberg mit Einſchluß des zum Mohrunger landſchaftlichen Depar⸗ 
tement gehoͤrigen Theils des Marienwerderſchen Regierungsbezirks vom 30. De⸗ 
zember 1837. und des 8. 16. der Verordnung uͤber die Aufloͤſung der ehema⸗ 
ligen oſtpreußiſchen Land⸗Feuerſozietaͤt von demſelben Tage eine Reviſion jenes 
Reglements mit Zuziehung von Deputirten der betheiligten Grundbeſitzer ſtatt⸗ 
gefunden hat, und die bei dieſer Gelegenheit gemachten Antraͤge zu Unſerer 
Kenntniß gebracht ſind, haben Wir mehrere Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen 
des gedachten Reglements fuͤr noͤthig erkannt und verordnen hieruͤber Folgendes: 


um F. 1. 2 

Es ſoll kuͤnftig nicht nur den außerhalb dor Provinz beſtehenden, 
auf Gegenſeitigkeit der Immobiliarverſicherung gegen Feuersgefahr gerichteten 
Inſtitutionen, ſondern auch allen in der Provinz ſelbſt beſtehenden derarti⸗ 
gen Verſicherungsanſtalten unterſagt ſeyn, unter den landſchaftlich nicht aſſozia⸗ 
tionsfaͤhigen Grundbeſitzern in dem Sozietaͤtsbezirk Wirkſamkeit auszuüben, ſo 
wie es den zum Sozietaͤtsverbande gehoͤrigen Grundbeſitzern bei Vermeidung 
der am Schluſſe des §. 1. gedachten Folgen unterſagt wird, bei derartigen in 
der Provinz beſtehenden Verſicherungsanſtalten Verſicherung zu nehmen oder 
unter ſich zum Zweck gegenſeitiger Immobiliarverſicherung gegen Feuersgefahr 
Privatvereine zu errichten. 

Die unter den zum Sozietaͤtsverbande gehörigen Grundbeſitzern gegen⸗ 
waͤrtig bereits beſtehenden, auf dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit beruhenden 
Privatvereine fuͤr Immobiliar⸗euerverſicherung ſollen einſtweilen zwar auch fer⸗ 
ner geduldet werden; dieſelben duͤrfen jedoch nur in denjenigen Ortſchaften, in 
denen ihnen bereits die Mehrzahl der Grundbeſitzer zur Zeit der Bekanntma⸗ 
chung dieſer Verordnung beigetreten iſt, ferner wirkſam ſeyn, außerhalb dieſer 
Ortſchaften aber keine neue Verſicherungen annehmen; bei Vermeidung einer 
zur Kaſſe der Sozietaͤt fließenden Geldbuße von 50 Rrhlr. für jeden Kontra⸗ 
ventionsfall, wobei außerdem noch den zu den Sozietaͤtsverwandten gehoͤrigen 
Verſicherungsnehmern die am Schluſſe des §. 1. deſtimmten Folgen treffen. 

(Nr. 2309.) Zum 


— 


Zum S. 2. 

Unter den hier erwaͤhnten Privatvereinen, denen die Wirkſamkeit neben 
der oͤffentlichen Feuerſozietaͤt geſtattet ſeyn fol, find nur ſolche zu verſtehen, 
welche nicht vollſtaͤndige Verſicherung, ſondern nur gegenſeitige Natural— 
Huͤlfsleiſtungen der Theilnehmer bei Braͤnden bezwecken. 

Zu den ss. 7. und 8. 

Haͤuſer mit Feuerfluchten und Haͤuſer ohne Schornſteine (ſogenannte 
Rauchhaͤuſer) koͤnnen gleich den im S. 8. genannten Gebäuden bis zu 2 (Zwei 
Drittheile) ihres Werthes zur Verſicherung angenommen werden. 

Zum S. 12. 

Die Theilnehmer der Sozietaͤt ſind zur Anzeige der von ihnen beabſich— 
tigten Mobiliar » Feuerverfiherungen, bei der Feuerſozietaͤts-Direktion nicht 
verpflichtet, dagegen find die Polizeib ehoͤrden verbunden, jede von ihnen ge⸗ 
nehmigte Mobiliar: Beuerverfiherung eines Mitgliedes der Sozietät, der Direk⸗ 
tion mitzutheilen. f 

N Zum 6. 15. 

Werden Behufs neuer Verſicherung oder der Erhoͤhung beſtehender Ver⸗ 
ſicherungen Kataſter eingereicht, fo find die Bezirkskommiſſarien bei einer Ord⸗ 
nungsſtrafe von 15 Shr. bis 10 Rthlr. verpflichtet, der Kataſterreviſion ſich 
bald moͤglichſt und ſpaͤteſtens in 8 Tagen nach dem Eingange des vollſtaͤndig 
eingerichteten Kataſters zu unterziehen und die Einreichung der revidirten Kataſter 
an die Direktion, falls der Verſicherungsnehmer nicht ſelbſt ſolche zu bewirken 
vorzieht, jedenfalls binnen 3 Tagen vom Tage der Katafterrevifion ab zu bes 
wirken. Bei weſentlichen Erinnerungen gegen ein revidirtes Kataſter hat die 
Direktion jedenfalls binnen 14 Tagen nach dem Eingange des Kataſters deſſen 
Vervollſtaͤndigung zu verfügen, welche letztere demnaͤchſt vorzugsweiſe beſchleunigt 
werden muß. 

Zum $. 26. 

Der Direktion ſoll das Recht zuſtehen, Gebaͤude, welche im Laufe der 
Verſicherung fo baufaͤllig werden, daß ihre Bewohnung oder Benutzung poli— 
zeilich unterſagt werden muß, von der ferneren Verſicherung auszuſchließen. Ein 
ſolcher Ausſchluß tritt ohne vorhergegangene Kuͤndigung mit dem Augenblicke, 
in welchem derſelbe dem Verſicherten bekannt gemacht wird, in Wirkſamkeit. 
Die Feuer⸗Kaſſenbeitraͤge duͤrfen jedoch alsdann von dem Verſicherten fuͤr das 
ausgeſchloſſene Gebaͤude nur bis zum Tage des erfolgten Ausſchluſſes entrichtet 
werden. 

Zum S. 28. 

Wenn ein total abgebranntes und demnaͤchſt wieder aufgebautes Ge⸗ 
baͤude von Neuem verſichert wird, fo dürfen dafür keine Fundationsbeitraͤge ent⸗ 

rich⸗ 
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richtet werden, in ſoweit die neue Verſicherungsſumme die fruͤhere nicht uͤber⸗ 
ſteigt. Daſſelbe iſt der Fall, wenn alte verſicherte Gebäude ganz abgebrochen 
und neu aufgeführt und demnaͤchſt wieder verſichert werden, und wenn nach 
ſtattgefundener Separation die Translokation von Gebäuden aus dem Dorfe 
auf den zum Grundſtuͤcke gehoͤrigen Feldplan erfolgt. 

Zum $. 29. 

Es verbleibt auch ferner bei einem einfachen Satze für die ordentlichen 
Jahresbeitraͤge und zwar bei dem Satze von einem halben Prozente der Ver— 
ſicherungsſumme. Nur fuͤr Windmuͤhlen ſoll wegen ihrer beſondern Feuerge— 
faͤhrlichkeit vom 1. Januar 1845. ab ein um die Haͤlfte, alſo auf Drei Viertel 
Prozent der Verſicherungsſumme 5 Jahresbeitrag entrichtet werden. 

um S. 35. 

Nach dem Ablaufe anderer fünf Verwaltungsjahre, alſo nach der Rech: 
nungslegung für das Jahr 1847., ſoll von Neuem eine Reviſion des Regle⸗ 
ments vorgenommen werden und zwar mit Zuziehung von zehn Deputirten der 
betheiligten Grundbeſitzer, welche in der Art gewaͤhlt werden, daß die Bezirks⸗ 
Kommiſſarien je zweier Landrathskreiſe aus ihrer Mitte durch Stimmenmehrheit 
einen Deputirten ernennen. Hierbei wird der aſſoziationsfaͤhige Theil des Ro⸗ 
ſenberger Landrathskreiſes im Regierungsbezirke Marienwerder einem vollſtaͤn⸗ 
digen Landrathskreiſe gleich geachtet. 

Bei der nach fünf Jahren ſtattfindenden Reglementsreviſion ſoll wieder⸗ 
holt zur Berathung gezogen werden, ob nicht ein Zuſammentreten der Sozietät 
der landſchaftlich nicht aſſoziationsfaͤhigen, laͤndlichen Grundbeſitzer im Regierungs⸗ 
Bezirke Gumbinnen, welches fuͤr jetzt ausgeſetzt bleibt, angemeſſen erſcheine. 

Zum S. 42. 

Iſt ein Bauhandwerker im Umkreiſe von 3 Meilen nicht vorhanden, fo 
ſoll es bei Partialſchaͤden genuͤgen, wenn die Taxe blos von dem Bezirkskom⸗ 
miſſarius und den beiden zur Brandſchadenaufnahme zugezogenen unbetheiligten 
Aſſozürten unter Mitzuziehung des Dorfſchulzen oder Dorfsaͤlteſten aufgenom- 
men wird. Die zur Brandſchadenaufnahme zuzuziehenden beiden unbetheiligten 
Aſſozürten, wenn ſie nicht am Orte des Brandſchadens wohnen, ſo wie die zur 
Abſchaͤtzung von Partialſchaͤden zuzuziehenden Bauhandwerker find gleich den 
Bezirkskommiſſarien (vergl. §. 80.) von den Beſchaͤdigten mittelft freier Fuhre 
herbeizuholen und zuruͤckzuſchaffen. 

Zum C. 59. 

Die Zahlung der erſten Haͤlfte der Brandſchadenverguͤtung, darf vor: 
ſchußweiſe ohne Sicherheitsbeſtellung für den Wiederaufbau der abgebrannten 
Gebaͤude alsdann erfolgen, wenn der Beſchaͤdigte ſich zum Wiederaufbau auf 
dem alten Areal verpflichtet und der Bezirkskommiſſarius und die bei der Brand⸗ 
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Schadenaufnahme zuzuziehenden beiden unbetheiligten Aſſozürten pflichtmaͤßig er⸗ 

klaͤren, daß ſie den Beſchaͤdigten als einen reellen und ehrlichen Mann kennen, 

welcher ſeiner Verpflichtung zum Wiederaufbau puͤnktlich nachkommen werde. 
Zum S. 61. 

Zu den Behufs der Liquidirung der Brandſchadenverguͤtungen erforder— 
lichen Baureviſionen haben die Beſchaͤdigten den betreffenden Bezirkskommiſſa— 
rien freie Fuhre zu geſtellen. Nur fuͤr eine einmalige Baureviſion bei jedem 
beſchaͤdigten Aſſoziirten werden die Diaͤten der Bezirkskommiſſarien aus dem 
Sozietaͤtsfonds bezahlt, fuͤr oͤftere Baureviſionen muͤſſen die Beſchaͤdigten ſelbſt 
die Diaͤten der Bezirkskommiſſarien tragen, welche jedesmal von der anzuwei— 
ſenden Verguͤtung in Abzug zu bringen ſind. 

Zum S. 64Ab. 

Die vollſtaͤndige Zahlung der Brandſchadenverguͤtung ſoll nicht von der 
Vollendung des Retabliſſementsbaues abhaͤngen, ſondern ſchon dann geleiſtet 
werden, wenn ohne Ruͤckſicht auf die Lage des Baues zu demſelben der Betrag 
der Brandſchadenverguͤtung bereits verwendet worden iſt. 

Der Wiederaufbau der abgebrannten Gebaͤude darf nicht gerade auf den— 
ſelben Fundamenten erfolgen, ſondern es iſt nur noͤthig, daß er auf demſelben 
Hypothekenareale bewirkt wird, zu welchem die abgebrannten Gebaͤude gehoͤrten. 

Damit nicht die Zahlung der Brandſchadenverguͤtungen zu lange ſich 
hinziehe, wird beſtimmt, daß bei Verluſt des Anſpruchs auf die Brandſchaden— 
Verguͤtung abgebrannte Wirthſchafts gebaͤude binnen zwei Jahren vom 
Brande an gerechnet, Wohnhaͤuſer binnen fuͤnf Jahren retablirt werden 
muͤſſen. 

Zum . 64c. 

Der Regierung bleibt, ohne daß es der vorgaͤngigen Zuſtimmung der 
Kreisſtaͤnde bedarf, die Befugniß vorbehalten, den Abgebrannten auf ſeinen An⸗ 
trag von dem Wiederaufbau zu entbinden oder ihm den letzteren auf einer an⸗ 
dern Bauſtelle zu geſtatten, ſobald nur kein beſonderer erheblicher Grund ent— 
gegen ſteht, was z. B. namentlich dann anzunehmen iſt, wenn nach den Be— 
ſtimmungen des §. 47. u. f. des Reglements die Zahlung der Brandentſchaͤdi⸗ 
gungsgelder vorenthalten werden kann. 

Zum 8. 65. 

Die obere Leitung der Feuerſozietaͤts-Verwaltung verbleibt einſtweilen 

auch ferner in der bisherigen Art der Regierung zu Koͤnigsberg. 
Zum S. 80. 

Nur bei Antraͤgen auf Eintritt oder Erhoͤhung der Verſicherung zu dem 
regelmaͤßigen Eintrittstermin den 1. Januar, wenn ſolche bis zum 1. Oktober 
des vorhergehenden Jahres bei den betreffenden Bezirkskommiſſarien gemacht 
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werden, find kuͤnftig die Diäten der Bezirkskommiſſarien für die Kataſterrevi⸗ 
ſion auf den Feuerſozietaͤts⸗Fonds zu übernehmen, bei allen ſonſtigen Anträgen 
auf Eintritt oder Erhöhung der Verſicherung liegt die Zahlung dieſer Diäten 
den Verſicherern ob. 

Die Bezirkskommiſſarien dürfen übrigens, wenn fie keinen ganzen Tag 
zu einem auswaͤrtigen Geſchaͤfte brauchen, auch nicht den vollen Diaͤtenſatz von 
1 Rthlr., ſondern nur nach Verhaͤltniß der verwendeten Zeit einen Theil dieſes 
Betrages liquidiren, wobei jedoch der Diaͤtenbetrag von 7 Sgr. 6 Pf. fuͤr 
Tag als Minimum gelten ſoll. 

Zur Reviſion der bis zum 1. Oktober zur Beſtaͤtigung fuͤr das folgende 
Jahr eingereichten Kataſter haben die Bezirkskommiſſarien im Laufe des Mo⸗ 
nats Oktober eine Rundreiſe zu machen, und die revidirten Kataſter nebſt der 
Diaͤtenliquidation, welche in Betreff der Richtigkeit der angegebenen Entfernun- 
gen der Ortſchaften von einander und des Zeitverbrauchs, ſo wie der Angemeſ— 
ſenheit der gewaͤhlten Reiſeroute von dem Landrathe des Kreiſes beſcheinigt ſeyn 
muß, bis zum 1. November der Direktion einzureichen. 

Gegeben Stettin, den 15. Juni 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Arnim. 
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(Nr. 2470.) Verordnung über mehrere Abänderungen und Ergänzungen des Reglements für 
die Feuerſozietät der landſchaftlich nicht aſſoziationsfähigen ländlichen 
Grundbeſitzer im Regierungsbezirke Gumbinnen vom 30. Dezember 1837. 
D. d. den 15. Juni 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 

Nachdem in Folge des §. 35. des Reglements für die Feuerfozietät der 
landſchaftlich nicht aſſoziationsfaͤhigen laͤndlichen Grundbeſitzer im Regierungs— 
Bezirke Gumbinnen vom 30. Dezember 1837. und des $. 16. der Verordnung 
über die Auflöfung der ehemaligen Oſtpreußiſchen Land-Feuerſozietaͤt von dem⸗ 
ſelben Tage eine Reviſion jenes Reglements mit Zuziehung von Deputirten der 
betheiligten Grundbeſitzer ſtattgefunden hat, und die bei dieſer Gelegenheit ge— 
machten Antraͤge zu Unſerer Kenntniß gebracht ſind, haben Wir mehrere Abaͤn— 
derungen und Ergaͤnzungen des gedachten Reglements fuͤr noͤthig erkannt und 
verordnen hieruͤber Folgendes: i 

Zum . 1. 

Es ſoll kuͤnftig nicht nur den außerhalb der Provinz beſtehenden, 
auf Gegenſeitigkeit der Immobiliarverſicherung gegen Feuersgefahr gerichteten 
Inſtitutionen, ſondern auch allen in der Provinz ſelbſt beſtehenden derartigen 
Verſicherungsanſtalten unterſagt ſeyn, unter den landſchaftlich nicht aſſoziations⸗ 
faͤhigen Grundbeſitzern in dem Sozietaͤtsbezirk Wirkſamkeit auszuuͤben, ſo wie 
es den zum Sozietaͤtsverbande gehoͤrigen Grundbeſitzern bei Vermeidung der 
am Schluſſe des §. 1. gedachten Folgen unterſagt wird, bei derartigen, in der 
Provinz beſtehenden Verſicherungsanſtalten Verſicherung zu nehmen oder unter 
ſich zum Zweck gegenſeitiger Immobiliarverſicherung gegen Feuersgefahr Pris 
vatvereine zu errichten. 

Zum 8. 2. 

Unter den hier erwaͤhnten Privatvereinen, denen die Wirkſamkeit neben 
der Öffentlichen Feuerſozietaͤt geftattet ſeyn ſoll, find nur ſolche zu verſtehen, welche 
nicht vollſtaͤndige Verſicherung, ſondern nur gegenſeitige Natural-Huͤlfsleiſtungen 
der Theilnehmer bei Braͤnden bezwecken. 

Zu den ss. 7. und 8. 

Haͤuſer mit Feuerfluchten und Haͤuſer ohne Schornſteine (ſogenannte 
Rauchhaͤuſer) koͤnnen gleich den im S. 8. genannten Gebäuden bis zu (Zwei 
Drittheile) ihres Werthes zur Verſicherung angenommen werden. 

Zum S. 12. 

Die Theilnehmer der Sozietät find zur Anzeige der von ihnen beabſich— 
tigten Mobiliar-Feuerverſicherungen bei der Feuerſozietaͤts- Direktion nicht ver: 
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pflichtet. Dagegen ſind die Polizeibehoͤrden verbunden, jede von ihnen geneh— 
migte Mobiliar-Feuerverſicherung eines Mitgliedes der Sozietaͤt der Direktion 
mitzutheilen. 

Zum s. 15. 

Werden Behufs neuer Verſicherung oder der Erhoͤhung beſtehender Ver⸗ 
ſicherungen Kataſter eingereicht, ſo ſind die Bezirkskommiſſarien bei einer Ord⸗ 
nungsſtrafe von 15 Sgr. bis 10 Nthlr. verpflichtet, der Kataſterreviſion ſich 
bald moͤglichſt und ſpaͤteſtens in 8 Tagen nach dem Eingange des vollſtaͤndig 
eingerichteten Kataſters zu unterziehen und die Einreichung der revidirten Kataſter 
an den Landrath, falls der Verſicherungsnehmer nicht ſelbſt ſolche zu uͤberneh⸗ 
men vorzieht, jedenfalls binnen 3 Tagen vom Tage der Kataſterreviſion ab zu 
bewirken. Dem Landrath iſt hoͤchſtens eine Zeit von acht Tagen vom Eingange 
der revidirten Kataſter zu deren Sammlung und Einreichung an die Direktion 
verſtattet. Bei weſentlichen Erinnerungen gegen ein revidirtes Kataſter hat die 
Direktion jedenfalls binnen 14 Tagen nach dem Eingange des Kataſters deſſen 
Vervollſtaͤndigung zu verfügen, welche letztere demnaͤchſt vorzugsweiſe beſchleunigt 
werden muß. 

Zum S. 26. 

Der Direktion ſoll das Recht zuſtehen, Gebaͤude, welche im Laufe der 
Verſicherung ſo baufaͤllig werden, daß ihre Bewohnung oder Benutzung poli— 
zeilich unterſagt werden muß, von der ferneren Verſicherung auszuſchließen. Ein 
ſolcher Ausſchluß tritt ohne vorhergegangene Kuͤndigung mit dem Augenblicke, 
in welchem derſelbe dem Verſicherten bekannt gemacht wird, in Wirkſamkeit. 
Die Feuer⸗Kaſſenbeitraͤge dürfen jedoch alsdann von dem Verſicherten fuͤr das 
ausgeſchloſſene Gebaͤude nur bis zum Tage des erfolgten Ausſchluſſes entrichtet 
werden. 

Zum S. 28. 

Wenn ein total abgebranntes und demnaͤchſt wieder aufgebautes Gebaͤude 
von Neuem verſichert wird, ſo duͤrfen dafuͤr keine Fundationsbeitraͤge entrichtet 
werden, inſoweit die neue Verſicherungsſumme die fruͤhere nicht uͤberſteigt. Daſ⸗ 
ſelbe iſt der Fall, wenn alte verſicherte Gebaͤude ganz abgebrochen und neu 
aufgefuͤhrt, und demnaͤchſt wieder verſichert werden, und wenn nach ſtattgefun⸗ 
dener Separation die Translokation von Gebaͤuden aus dem Dorfe auf den 


zum Grundſtuͤck gehörigen Feldplan erfolgt. 


Zum S. 343. und 34d. 
Die 7te und ste Verſicherungsklaſſe werden fortan mit einander ver⸗ 
einigt und die ordentlichen Jahresbeiträge ferner in folgender Art erhoben: 
(Nr. 2470.) in 
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von 100 Rthlr. der Verſicherungsſumme⸗ 
Zum S. 35. 


Nach dem Ablaufe anderer fünf Verwaltungsjahre, alſo nach der Ned: 
nungslegung fuͤr das Jahr 1847., ſoll von Neuem mit Zuziehung dreier Der 
putirten eine Reviſion des Reglements vorgenommen und bei derſelben wieder⸗ 
holt zur Berathung gezogen werden, ob nicht ein Zuſamentreten der Sozietaͤt 
mit der Feuerſozietaͤt der landſchaftlich nicht aſſociationsfaͤhigen, laͤndlichen Grund⸗ 
beſitzer im Regierungsbezirke Koͤnigsberg, welches fuͤr jetzt ausgeſchloſſen bleibt, 
angemeſſen erſcheine, und ob nicht ferner die Verſicherung der Gebaͤude mit dem 
vollen gemeinen Werthe, ſtatt wie bisher mit hoͤchſtens 1, deſſelben geſtattet 
werden ſoll. 

Zum S. 42. 

Iſt ein Bauhandwerker im Umkreiſe von 3 Meilen nicht vorhanden, ſo 
ſoll es bei Partialſchaͤden genügen, wenn die Taxe blos von dem Bezirkskom⸗ 
miſſarius und den beiden zur Brandſchadenaufnahme zugezogenen unbetheiligten 
Aſſozürten unter Mitzuziehung des Dorfſchulzen oder Dorfsaͤlteſten aufgenom- 
men wird. Die zur Brandſchadenaufnahme zuzuziehenden beiden unbetheiligten 
Affszürten, wenn fie nicht am Orte des Brandſchadens wohnen, fo wie die zur 
Abſchaͤtzung von Partialſchaͤden zuzuziehenden Bauhandwerker find gleich den 
Bezirkskommiſſarien (vergl. §. 80.) von den Beſchaͤdigten mittelſt freier Fuhre 
herbei zu holen und zuruͤck zu ſchaffen. 

Zum S. 59. 

Die Zahlung der erſten Haͤlfte der Brandſchadenverguͤtung darf vor— 
ſchußweiſe ohne Sicherheitsbeſtellung fuͤr den Wiederaufbau der abgebrannten 
Gebaͤude alsdann erfolgen, wenn der Beſchaͤdigte ſich zum Wiederaufbau auf 
dem alten Areal verpflichtet und der Bezirkskommiſſarius und die bei der Brand— 
ſchadenaufnahme zuzuziehenden beiden unbetheiligten Aſſozürten pflichtmaͤßig erklaͤ⸗ 
ren, daß ſie den Beſchaͤdigten als einen reellen und ehrlichen Mann kennen, 
welcher ſeiner Verpflichtung zum Wiederaufbau puͤnktlich nachkommen werde. 

Zum $. 61. 

Zu den Behufs der Liquidirung der Brandſchadenverguͤtungen erforder— 
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lichen Baureviſionen haben die Beſchaͤdigten den betreffenden Bezirkskommiſſa⸗ 
rien freie Fuhre zu geſtellen. Nur fuͤr eine einmalige Baureviſion bei jedem 
beſchaͤdigten Aſſocürten werden die Diaͤten der Bezirkskommiſſarien aus dem 
Sozietätsfonds bezahlt; für oͤftere Baureviſionen muͤſſen die Beſchaͤdigten ſelbſt 
die Diaͤten der Bezirkskommiſſarien tragen, welche jedesmal von der anzuwei⸗ 
ſenden Verguͤtung in Abzug zu bringen ſind. 


Zum S. 64 b. 

Die vollſtaͤndige Zahlung der Brandſchadenverguͤtung ſoll nicht von der 
Vollendung des Retabliſſementsbaues abhaͤngen, ſondern ſchon dann geleiſtet 
werden, wenn ohne Ruͤckſicht auf die Lage des Baues zu demſelben der Betrag 
der Brandſchadenverguͤtung bereits verwendet worden iſt. 

Der Wiederaufbau der abgebrannten Gebaͤude darf nicht gerade auf 
denſelben Fundamenten erfolgen, ſondern es iſt nur noͤthig, daß er auf dem⸗ 
ſelben Hypothekenareale bewirkt wird, zu welchem die abgebrannten Gebaͤude 
gehoͤrten. 

Damit nicht die Zahlung der Brandſchadenverguͤtungen zu lange ſich 
hinziehe, wird beſtimmt, daß bei Verluſt des Anſpruchs auf die Brandſchaden⸗ 
Verguͤtung abgebrannte Wirthſchaftsgebaͤude binnen zwei Jahren vom Brande 
angerechnet, Wohnhaͤuſer binnen fuͤnf Jahren und öffentliche. Gebäude z. B. 
Kirchen, Schulen, Dorfsgebaͤude binnen fuͤnfzehn Jahren retablirt werden 
muͤſſen. 

Zum S. 65. i 

Die obere Leitung der Feuerſozietaͤts-Verwaltung verbleibt einſtweilen auch 

ferner in der bisherigen Art der Regierung zu Gumbinnen. 


Zum . 80. 

Nur bei Antraͤgen auf Eintritt oder Erhoͤhung der Verſicherung zu dem 
regelmaͤßigen Eintrittstermin den 1. Januar, wenn ſolche bis zum 1. Oktober 
des vorhergehenden Jahres bei den betreffenden Bezirkskommiſſarien gemacht 
werden, ſind kuͤnftig die Diäten der Bezirkskommiſſarien für die Kataſterreviſion 
auf den Feuerſozietäts-Fonds zu übernehmen; bei allen ſonſtigen Antraͤgen auf 
Eintritt oder Erhoͤhung der Verſicherung liegt die Zahlung dieſer Diaͤten den 
Verſicherern ob. a 

Die Bezirkskommiſſarien dürfen übrigens, wenn fie keinen ganzen Tag 
zu einem auswaͤrtigen Geſchaͤfte brauchen, auch nicht den vollen Diaͤtenſatz von 
1 Kthte., ſondern nur nach Verhaͤltniß der verwendeten Zeit einen Theil dieſes 
Betrages liquidiren, wobei jedoch der Diaͤtenbetrag von 7 Sgr. 6 Pf. für 
+ Tag als Minimum gelten fol. 
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Zur Reviſion der bis zum 1. Oktober zur Beſtaͤtigung fuͤr das folgende 
Jahr eingereichten Katafter haben die Bezirkskommiſſarien im Laufe des Monats 
Oktober eine Rundreiſe zu machen und die revidirten Kataſter nebſt der Diaͤten— 
Liquidation, welche in Betreff der Richtigkeit der angegebenen Entfernungen der 
Ortſchaften von einander und des Zeitverbrauchs, ſo wie der Angemeſſenheit der 
gewaͤhlten Reiſeroute von dem Landrathe des Kreiſes beſcheinigt ſeyn muß, bis 
zum 1. November der Direktion einzureichen. 

Gegeben Stettin, den 15. Juni 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Arnim. 


; 


(Nr, 2471.) 


8 


(Nr. 2471.) Verordnung wegen Abänderung der Eidesformeln für Zeugen und Sachver— 
ſtändige, fo wie der Formel des Ignoranz-Eides. Vom 28. Juni 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ic. 

haben die in der Allgemeinen Gerichtsordnung und in der Kriminalordnung vor⸗ 
geſchriebenen Eidesformeln für Zeugen, Sachverſtaͤndige und Taxatoren, fo wie 
die in der Allgemeinen Gerichtsordnung vorgeſchriebene Formel des Ignoranz⸗ 
Eides, einer Reviſion unterwerfen laſſen, und verordnen auf den Antrag Unfe- 
res Staatsminiſteriums, nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, 
was folgt: | 

$. 1. Der von den Zeugen nach erfolgter Vernehmung zu leiftende Eid 
iſt in Civilprozeſſen, fo wie in Unterſuchungsſachen, dahin zu normiren: 

daß Zeuge von Allem, woruͤber er vernommen worden, nach ſeinem 
beſten Wiſſen die reine Wahrheit geſagt, und wiſſentlich weder etwas 
verſchwiegen noch hinzugeſetzt habe. 
In Faͤllen, in welchen der Zeuge einige Umſtaͤnde zu verſchweigen geſetzlich die 
Beſugniß hat, iſt in dem Eide vor den Worten: „wiſſentlich nichts verſchwiegen“, 
die Einſchraͤnkung: 
außer den im Protokoll bemerkten Umſtaͤnden, zu deren Offenbarung 
Zeuge ſich nicht fuͤr ſchuldig halte, 
einzuſchalten. 

5. 2. Der Eid, den Sachverſtaͤndige, wenn fie nicht ein» für allemal ver⸗ 

pflichtet ſind, nach ihrer Vernehmung zu leiſten haben, iſt dahin zu normiren: 
daß ſie das von ihnen erforderte Gutachten ihrer Kenntniß und Er⸗ 
fahrung gemaͤß, nach ſorgfaͤltiger Pruͤfung, unpartheiiſch und gewiſſen⸗ 
haft abgegeben haben. f 

Bei Taxatoren iſt in dem Eide hinter dem Worte: „Gutachten“ 
uͤber den Werth des abzuſchaͤtzenden Gegenstandes 

hinzuzuſetzen. 
5. 3. Der, im Falle des §. 152. Titel 10. Theil I. der Allgemeinen 
Gerichtsordnung von den Sachverſtaͤndigen vor der Vernehmung abzuleiſtende 
Eid iſt auf die Worte: c 
daß ſie die Vergleichung der ihnen vorzulegenden Handſchriften nach 
ihrem beſten Wiſſen und Gewiſſen, mit allem Fleiße und mit aller 
Genauigkeit anſtellen und ihren Befund daruͤber der Wahrheit und 
ihrer Ueberzeugung gemaͤß angeben wollen, 

zu beſchraͤnken. 


Jahrgang 184. (Nr. 2471 — 2472.) 39 §. 4. 


$. 4. Bei dem durch die SS. 40. und 41. Titel 2. Theil II. der Allge⸗ 
meinen Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Eide der Dolmetſcher behaͤlt es ſein 
Bewenden. 


$. 3. Der im . 313. Titel 10. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsord⸗ 
nung beſchriebene Ignoranz-Eid iſt, 

a) wenn die Unrichtigkeit einer Thatſache ausgemittelt werden ſoll, dahin zu 

normiren: 
daß der Schwoͤrende, der von ihm angewendeten Bemühungen unge⸗ 
achtet, nicht erfahren habe, und alſo nicht wiſſe, daß u. ſ. w.; 

b) wenn die Richtigkeit einer Thatſache ausgemittelt werden ſoll, dahin: 
daß der Schwoͤrende, der von ihm angewendeten Bemühungen unge: 
achtet, außer den zu den Akten angezeigten oder in denſelben ausge— 
mittelten Umſtaͤnden nichts wiſſe, wodurch ſeine Behauptung widerlegt 
wuͤrde, welche dahin geht, daß u. ſ. w. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 28. Juni 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


2) Verordnung über die Namens des Fiskus in Prozeſſen zu leiſtenden Eide. 
5 9264. . Vom 28. Juni 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm „von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 


verordnen zur Beſeitigung der Zweifel, welche nach Aufhebung des Amtes der 
fiskaliſchen Bedienten darüber entſtanden find, durch wen ein Namens des 
Fiskus in Prozeſſen zu leiſtender Eid geſchworen werden ſoll, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staats: 
raths, fuͤr diejenigen Landestheile, in denen die Allgemeine Gerichtsordnung gilt, 
was folgt: 
8 §. 1. 


6. 1. Wenn Namens des Fiskus in Prozeſſen ein Eid zu leiſten iſt, 
ſo erfolgt die Ableiſtung durch einen Beamten, welcher bei der den Fiskus ver⸗ 
tretenden Behoͤrde, oder bei einer derſelben untergeordneten Behoͤrde ange⸗ 
ſtellt iſt. | 

Hinſichtlich der Editionseide behaͤlt es bei den beſtehenden Vorſchriften 
ſein Bewenden. 

6. 2. Die den Fiskus vertretende Behörde hat die Beamten, welche 
zur Ableiſtung des Eides nach Lage der Sache geeignet ſind, zu bezeichnen, und 
unter ihnen denjenigen zu benennen, welchen ſie zur Ableiſtung beſtimmt. 

$. 3. Dieſe Erklarung iſt von dem Prozeßrichter dem Gegner mitzu⸗ 
theilen, welchem uͤberlaſſen bleibt, binnen einer praͤkluſtwiſchen Friſt von vierzehn 
Tagen unter den als geeignet bezeichneten Beamten einen anderen, als den von 
der Behoͤrde benannten zu waͤhlen. 

F. 4. Iſt nur ein Beamter vorhanden, welcher als geeignet zur Ablei⸗ 
ſtung des Eides bezeichnet werden kann, ſo muß ſolches von der den Fiskus 
vertretenden Behoͤrde ausdruͤcklich beſcheinigt werden. Dieſe Beſcheinigung iſt 
dem Gegner ebenfalls mitzutheilen. 90 

6. 5. Steht durch den fruchtloſen Ablauf der praͤkluſiwiſchen Friſt, oder 
durch die Wahl eines andern unter den bezeichneten Beamten, oder durch die 
Beſcheinigung, daß nur ein geeigneter Beamter vorhanden ſey, die Perſon des 
Schwoͤrenden feſt, ſo wird ein Termin zur Ableiſtung des Eides angeſetzt. Da⸗ 
bei findet auf den zur Eidesleiſtung beſtimmten Beamten die fuͤr fiskaliſche Be⸗ 
diente in der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I. Titel 10. S. 268. enthaltene 
Vorſchrift Anwendung. 

6. 6. Wenn der Fiskus im Prozeſſe durch eine Unterbehoͤrde vertreten 
wird, ſo erfolgen die nach gegenwaͤrtigem Geſetz erforderlichen Beſtimmungen 
und Beſcheinigungen durch die vorgeſetzte Provinzialbehoͤrde. 

Wird der Fiskus unmittelbar von einer Central⸗Verwaltungsbehoͤrde 
vertreten, fo gehen die Beſtimmungen und Beſcheinigungen von dieſer aus. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige: 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. sa 

Gegeben Sansſouci, den 28. Juni 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. 


— 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


(Fr. 272 — 2473.) (Nr. 2473.) 


—ů— 


(Nr. 2473.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Juni 1844. über die Anwendung des Geſetzes 
wegen Unterſuchung und Beſtrafung des Holzdiebſtahls, vom 7. Juni 1821. 


Fur Beſeitigung der Zweifel, welche nach Ihrem Berichte vom 14. d. M. 
in Beziehung auf die Beſtrafung des Holzdiebſtahls bei den Gerichtsbehoͤrden 
obwalten, beſtimme Ich hierdurch Folgendes: 

1) Die in den 8s. 1. bis 4. des Geſetzes wegen Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung des Holzdiebſtahls, vom 7. Juni 1821. beſtimmten Strafen des ein⸗ 
fachen Holzdiebſtahls finden ſtatt, wenn die Entwendung veruͤbt worden iſt: 

a) an noch nicht gefaͤlltem Holze; 

b) an dem durch Sturm oder Zufall abgebrochenen, oder in ganzen Staͤm⸗ 

men umgeworfenen Holze, in ſofern mit deſſen Zurichtung noch nicht 
der Anfang gemacht worden iſt, und . 
„ * e) an dem Abraum und den Holzſpaͤhnen, welche im Walde oder auf 
eee, se.. „ unbefriedigten Holzablagen ſich befinden. 
n dam na = “as 2) Dagegen treten die im $. 32. jenes Geſetzes beſtimmten Strafen ein, 
ee. wenn die Entwendung veruͤbt worden iſt: 
e ehe . a) an bereits gefaͤlltem Holze un Walde, ohne Unterſchied, ob daſſelbe 
Ae - Ane none gm ſchon zugerichtet, aufgeftellt oder noch unaufgearbeitet iſt; 
„b) an Holz auf unbefriedigten Ablagen und Lagerſtellen, fo wie an Floͤß⸗ 
E7- ae ER und Schwemmholz, und i 
ee er 5 SE an dem durch Sturm oder Zufall abgebrochenen, oder in ganzen Staͤm⸗ 
g, =. . eee men umgeworfenen Holze, nachdem ſolches bereits zugerichtet, oder mit 
* Ch 4 deſſen Zurichtung ſchon der Anfang gemacht worden iſt. 
e Dieſe Beſtimmungen find durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen 
A Kenntniß zu bringe. 
Sansſouci, den 28. Juni 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Muͤhler, v. Savigny und Grafen zu Stolberg. 


